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VERWALTUNGSGERICHT DES KANTONS FREIBURG

III. VERWALTUNGSHOF

Sitzung vom 6. Dezember 2001

Präsidentin : 
Gabrielle Multone

Richter :
Marianne Jungo und Michel Wuilleret

In Sachen Beschwerde vom 5. Dezember 2000

(3A 00 219)

eingereicht von

XXX, in ..., vertreten durch ..., Rechtsanwalt in ...

gegen

den Entscheid der Sozialkommission von ... vom 6. November 2000

(Streichung der Sozialhilfe)

In Erwägung :

Sachverhalt :

A. XXX bezieht seit August 1995 Sozialhilfe, die ihm von der Sozialkommission von ... (die Sozialkommission) gewährt wurde. Ab dem 1. Januar 2000 wurde die ihm erteilte materielle Hilfe auf monatlich 1'515.- Franken festgesetzt.


B. Mit Brief vom 5. September 2000 teilte die Sozialkommission XXX mit, bei der Überprüfung seines Dossiers habe sie festgestellt, dass er als Generalsekretär eines Vereins tätig sei. Sie äusserte ihre Verwunderung über die nicht erfolgte Information und erteilte dem Interessierten eine zwanzigtägige Frist, innert der er die Beträge, die er seit 1995 als Vergütung dieser Tätigkeit und als Rückerstattung damit verbundener Spesen erhalten habe, sowie alle weiteren seither erhaltenen Einkünfte, Zuwendungen, Vergütungen oder Kostenbeteiligungen welcher Herkunft auch immer anzugeben und alle zweckdienlichen Belege zu unterbreiten habe.


In seiner Antwort vom 11. September 2000 erklärte XXX, der Verein Y, dessen Statuten beim Oberamt des ...bezirks hinterlegt seien, verfolge einen nicht gewinnorientierten Zweck und erhalte keinerlei öffentliche oder private Beihilfe ausser den bescheidenen Vereinsbeiträgen seiner wenigen Mitglieder. Somit sei seine Tätigkeit als Generalsekretär dieses Vereins rein ehrenamtlich und habe keinen Einfluss auf seine finanzielle Situation, weshalb er es nicht für nötig gehalten habe, die Sozialkommission darüber zu informieren.


Mit Brief vom 13. September 2000 machte die Sozialkommission XXX darauf aufmerk​sam, seine Antwort sei ungenügend und sie fordere ihn hiermit auf, alle verlangten Auskünfte und Belege zu erteilen.


XXX sprach am 18. September 2000 beim Sozialdienst vor und ersuchte um Verlängerung der finanziellen Hilfe für den Monat September. Er bekam zur Antwort, die Sozialkommission erwarte seine schriftliche Stellungnahme, bevor sie einen diesbezüglichen Entscheid treffe. Am gleichen Tag gab XXX ein Schreiben auf, in dem er sich erkundigte, welche fehlenden Auskünfte er zu erteilen habe, und sich grundsätzlich bereit erklärte, die nötigen Details mitzuteilen.


Mit Brief vom 19. September 2000 präzisierte die Sozialkommission gegenüber XXX, er habe die Fragen in Bezug auf die Vergütung der Kosten, die er als Generalsekretär habe, und auf weitere Einkommensquellen nicht beantwortet und auch kein Beweismittel vorgelegt.


Am 27. September 2000 ersuchte XXX die Sozialkommission um eine möglichst baldige Unterredung.


In ihrer Sitzung vom 2. Oktober 2000 verlängerte die Sozialkommission die Sozialhilfe für XXX und gewährte ihm für den Monat September den Betrag von 1'515.- Franken.


Am 17. Oktober 2000 erinnerte die Sozialkommission XXX daran, das Recht auf Anhörung bedeute nicht den Anspruch auf eine mündliche Unterredung, umso weniger als im konkreten Fall der Interessierte in der Lage sei, schriftlich zu antworten, und sie erteilte ihm eine Frist bis zum 23. Oktober 2000.


Am 19. Oktober 2000 wiederholte XXX sein Gesuch um eine Unterredung und ersuchte die Sozialkommission um die Mitteilung der gesetzlichen Grundlagen, auf die sie sich stütze, um ihm das Recht auf mündliche Anhörung abzusprechen. Die Sozialkommission leistete diesem Auskunftsgesuch gleichen Tags Folge und präzisierte, sie sei nicht gewillt, diesen unfruchtbaren Schriftwechsel fortzusetzen.


C. Am 23. Oktober 2000 entschied die Sozialkommission, künftig jede Sozialhilfe für XXX abzulehnen. Für ihren Entscheid machte sie geltend, der Interessierte habe es abgelehnt, ihr anzugeben, ob und wie weit seine Kosten als Generalsekretär des Vereins Y vergütet würden und ob er andere Einkünfte als die Sozialhilfe beziehe ; auch habe er keine Beweismittel beigebracht.


D. Gegen diesen Entscheid erhob XXX am 1. November 2000 Einsprache bei der Sozialkommission. Er bestätigte, seine Tätigkeit als Generalsekretär sei rein ehrenamt​lich, er habe keine weitere Entschädigung erhalten als die Portokosten, habe also weder Einkünfte noch Zuwendungen noch Kostenbeteiligungen erhalten. Unter diesen Umstän​den sei es ihm unmöglich, Beweismittel für Vorgänge zu liefern, die gar nicht stattgefun​den hätten. Im Übrigen beantragte er wegen seiner äusserst prekären Situation Sozial​hilfe für den Monat November.


Am 2. November 2000 sprach XXX zweimal beim Sozialdienst vor ; er beklagte sich über seine mangelhafte Ernährung, da er keine Mittel mehr habe, um sich Lebensmittel zu beschaffen. Er wurde aufgefordert, die auf den 6. November festgesetzte Sitzung der Sozialkommission abzuwarten.


E. Mit Entscheid vom 6. November 2000 wies die Sozialkommission die Einsprache des Interessierten ab, gewährte ihm jedoch eine Hilfe von 757’50 Franken. Im Wesentlichen hob sie hervor, der Einsprecher habe keine Belege für die Auskünfte erbracht, die er in seiner Einsprache zum ersten Mal mitgeteilt habe, wo er doch mit gutem Willen zum Beispiel die Geschäftsrechnung des Vereins oder zumindest eine Bescheinigung der Vereinsorgane hätte vorlegen können. Sie stellte zum anderen fest, XXX weigere sich ein weiteres Mal anzugeben, ob er Einkünfte in anderer Form erhalte oder erhalten habe, so dass es ihr unmöglich sei, seine wirkliche Lage zu kennen, und sie nicht wisse, ob er bedürftig sei. Die Kommission kam zum Schluss, wegen dieser Umstände, für die allein XXX verantwortlich sei, sei es ihr nicht möglich, über sein Sozialhilfegesuch zu entscheiden, und demzufolge müsse dieses abgewiesen werden. Jedoch werde dem Interessierten sicherheitshalber der Betrag von 757.50 Franken, das heisst die Hälfte der sonst erteilten Sozialhilfe gewährt, damit er « wieder in bessere Umstände gerate ». Die Sozialkommission unterstrich auch, die Revisionsbestrebungen des Einsprechers hätten nicht den geringsten Einfluss auf die Entscheide der Sozialhilfebehörde gehabt, auch nicht auf das Verhalten ihrer Mitglieder und Angestellten, die ihm gegenüber stets korrekt gewesen seien, was man umgekehrt nicht behaupten könne.


F. Mit Beschwerdeschrift vom 5. Dezember 2000 focht XXX diesen Entscheid beim Verwaltungsgericht an, mit dem Begehren, er sei unter Kostenfolge aufzuheben und die beklagte Behörde sei zu verpflichten, die bis zum 31. Oktober 2000 erteilte Sozialhilfe weiterhin zu gewähren, nämlich 1'500 Franken plus die Übernahme der Krankenkassenprämien und der Stromrechnungen. In Anbetracht seiner Finanzlage ersuchte er im Übrigen um vollumfängliche unentgeltliche Rechtspflege. Für seine Beschwerde machte XXX geltend, obwohl seine Stellungnahme vom 1. November 2000 nicht formell die Fragen der Sozialkommission beantworte, habe diese zweifellos daraus ersehen können, dass sie sich auf seine sämtlichen Mittel bezog. Um alle Zweifel auszuräumen, beantwortet der Beschwerdeführer in seiner Beschwerdefrist genau die Fragen der Sozialkommission und bestätigt, mit Ausnahme der Sozialhilfe erhalte er keinerlei Einkünfte, Zuwendungen, Entschädigungen oder Kostenbeteiligungen wofür auch immer. Er unterstreicht zuletzt, dass er alle zusätzlichen Erklärungen hätte mündlich liefern können, hätte die Sozialkommission in die von ihm gewünschte Anhörung eingewilligt. Insofern er ganz offensichtlich bedürftig sei, könne ihm die verlangte materielle Hilfe nicht entzogen oder verweigert werden.


G. Am 22 Dezember 2000 reichte XXX ein Gesuch um dringliche vorsorgliche Massnahmen ein, mit dem Begehren, die beklagte Behörde sei zu verpflichten, ihm die finanzielle Hilfe weiterhin auszurichten, bis über die Beschwerde entscheiden sei.


Mit Verfügung vom 4. Januar 2001 nahm das Verwaltungsgericht dieses Gesuch an und wies die Sozialkommission an, dem Beschwerdeführer die zur Deckung seines Existenzbedarfs nötige materielle Hilfe rückwirkend per 1. Dezember 2000 auszurichten.

H. In ihren Bemerkungen vom 23. März 2001 beantragte die Sozialkommission die Abweisung der Beschwerde. In der Sache unterstreicht sie, während des ganzen erstinstanzlichen Verfahrens habe der Beschwerdeführer getan, als verstünde er die Fragen nicht, und die Antwort verweigert. Eine einfache Erklärung, mit Verspätung in der Beschwerde formuliert, genüge nicht mehr, und die Vorschriften über die Verwaltung und die Beweislast müssten streng angewendet werden. Die Behauptung des Beschwerde​führers, er habe seit dem 1. Juli 1999 über keine Einkünfte als die Sozialhilfe verfügt, sei durch keinerlei Beweismittel abgestützt. Im Übrigen verfüge der fragliche Verein in Anbetracht seiner regen Tätigkeit über höhere Einkünfte, als der Beschwerdeführer behaupte, und sei deshalb in der Lage, diesem einen Lohn zu zahlen. Wie auch immer, es sei am Beschwerdeführer, seine Bedürftigkeit nachzuweisen, und dies habe er nicht getan.


Mit einem Schreiben gleichen Tags verlangte die Sozialkommission das Fällen eines Entscheids über die vorsorglichen Massnahmen, da ihrer Meinung nach die Verfügung vom 4. Januar 2001 - vor der sie nicht angehört wurde - als Entscheid über dringliche vorsorgliche Massnahmen zu gelten habe. Sie wiederholte ihr Gesuch am 5. Juli 2001.

Der mit der Beschwerde betraute Untersuchungsrichter machte die beklagte Behörde am 10. Juli 2001 darauf aufmerksam, dass die Verfügung des Verwaltungsgerichts vom 4. Januar 2001 nicht angefochten worden und daher in Kraft getreten sei.


Am 21. August 2001 verlangte die Sozialkommission die Änderung der am 4. Januar 2001 angeordneten vorsorglichen Massnahmen. Sie machte geltend, aus den von ihr vorgelegten Akten gehe klar hervor, dass der Beschwerdeführer es hartnäckig abgelehnt habe, Auskunft darüber zu erteilen, ob er über weitere Einkünfte als die Sozialhilfe verfüge. Seine plötzliche und späte Erklärung innerhalb seiner Beschwerde sei unglaubwürdig, zumal ihr weder ein Beleg noch eine Bescheinigung, nicht einmal eine Erklärung beigelegt sei.


I. Mit Verordnung vom 11. Dezember 2000 lehnte der Untersuchungsrichter es ab, dem Beschwerdeführer die vollumfängliche unentgeltliche Rechtspflege zu gewähren. Die gegen diesen Entscheid erhobene Beschwerde wurde am 28. August 2001 vom Verwaltungsgericht abgewiesen.


J. Am 10. September 2001 benachrichtigte die Sozialkommission die hiesige Behörde darüber, dass der Beschwerdeführer mit einem auf seinen Namen immatrikulierten Porsche 924 umherfahre. Sie ist der Auffassung, auch wenn das Fahrzeug wegen seines Alters nicht teuer gewesen sein dürfte, seien seine Anschaffung und die Unterhaltskosten mit den blossen Mitteln der Sozialhilfe nicht vereinbar.


Der Beschwerdeführer wandte am 12. Oktober 2001 dagegen ein, das Auto habe er von einem Freund bekommen, wegen seines Alters sei der Verkaufswert gleich Null, und die Versicherungsprämie betrage weniger als 50 Franken im Monat, so dass unter dem Gesichtspunkt der Sozialhilfe nichts dagegen zu sagen sei. Bezogen auf den Beschwerdeinhalt erinnert er daran, dass keine Partei verpflichtet werden könne, nicht bestehende Sachverhalte zu belegen. Im Übrigen betont er, die Sozialkommission habe nichts Genaues über seine hypothetischen Einkünfte beigebracht und sie habe es nicht als wahrscheinlich begründet, dass er über ausreichende Mittel verfüge, die eine Aufhebung der Sozialhilfe rechtfertigten.


Die Sozialkommission nahm nochmals Stellung in einem Schreiben vom 29. November 2001.
Rechtslage :

1.a)  Nach Artikel 36 des Sozialhilfegesetzes (SHG ; SGF 831.0.1) können die Einsprache​entscheide mit Beschwerde beim Verwaltungsgericht angefochten werden.


Die Beschwerde von XXX erfolgte in der vorgeschriebenen Frist und Form (Art. 79 Abs. 1 bis 81 des Gesetzes über die Verwaltungsrechtspflege ; VRG ; SGF 150.1); daher kann formal auf sie eingetreten werden.


1.b)  Nach Artikel 77 VRG kann mit einer Beschwerde gerügt werden : Verletzung des Rechts einschliesslich Überschreitung oder Missbrauch des Ermessens (Bst. a) und unrichtige oder unvollständige Feststellung des rechtserheblichen Sachverhalts (Bst. b). Hingegen kann der Vorwurf der Unangemessenheit (Art. 78 Abs. 2 VRG) nur geltend gemacht werden, wenn die Angelegenheit das Gebiet der öffentlichen Abgaben oder der Sozialversicherungen betrifft (Bst. a), die Angelegenheit der Beschwerde an eine zur Überprüfung dieser Rüge befugte Bundesbehörde unterliegt (Bst. b) oder ein Gesetz diesen Beschwerdegrund ausdrücklich vorsieht (Bst. c). 


Die Sozialhilfe fällt nicht unter den Rechtsbereich der Sozialversicherungen, obwohl sie diesen in gewissem Mass verwandt ist. Mangels ausdrücklicher gesetzlicher Befugnis kann das Verwaltungsgericht die Angemessenheit des angefochtenen Entscheids nicht überprüfen.


2.a)  Das SHG regelt die von den Gemeinden und vom Staat gewährte Sozialhilfe für Personen, die im Kanton Wohnsitz haben, sich hier aufhalten oder vorübergehend hier sind (Art. 1 Abs. 1 SHG). Als bedürftig gilt, wer sich in sozialen Schwierigkeiten befindet oder für seinen Lebensunterhalt nicht hinreichend oder nicht rechtzeitig aus eigenen Mitteln aufkommen kann (Art. 3 SHG).


Nach Artikel 4 SHG umfasst die Sozialhilfe die Vorbeugung, die persönliche Hilfe, die materielle Hilfe und die Massnahme zur sozialen Eingliederung (Abs. 1). Die Vorbeugung umfasst alle allgemeinen oder besonderen Massnahmen, die es gestatten, die Beanspruchung der persönlichen und materiellen Hilfe abzuwenden (Abs. 2). Die persönliche Hilfe umfasst namentlich das Gespräch, die Information und die Beratung (Abs. 3). Die materielle Hilfe besteht in Geld- oder Naturalleistungen (Abs. 4). Die Ein​gliederungsmassnahme schliesslich im Rahmen eines Eingliederungsvertrags ermöglicht es dem Sozialhilfeempfänger, seine gesellschaftliche Eigenständigkeit und Eingliederung zu erlangen oder wieder zu erlangen (Abs. 5).


In seiner Botschaft zum Entwurf des Sozialhilfegesetzes in der Fassung 1991 - deren Erwägungen nach wie vor Gültigkeit haben - erinnerte der Staatsrat daran, dass die Hilfe in erster Linie als persönliche Hilfe zu erfolgen habe, d.h. in Form von Information und Beratung, die es dem Gesuchsteller ermöglicht, mit den ihm verfügbaren Mitteln für sich aufzukommen und nicht wieder in die Abhängigkeit und Bedürftigkeit zu geraten, in der er sich befindet. Erst wenn diese Mittel erschöpft sind, kommt die eigentliche materielle Hilfe zum Zuge. Die materielle Hilfe ist somit eine der letzten Hilfeleistungen ; sie begründet keinen Rechtsanspruch des Gesuchstellers und unterscheidet sich hierin von den übrigen Sozialleistungen, die ohne Gegenleistung von der öffentlichen Hand erteilt werden, wie zum Beispiel die Ergänzungsleistungen oder die Hilfe an die Zahlung der Krankenkassen​prämien. Die Sozialhilfe als solche ist kein garantiertes Mindesteinkommen, das unter gesetzlich bestimmten Voraussetzungen geschuldet würde. Sie ist eine Hilfe, die auf​grund einer individuellen Abklärung des tatsächlichen Bedarfs des Gesuchstellers gewährt wird (Botschaft Nr. 272 vom 12. März 1991, III, Ziffer 1 in fine und Ziffer 2), um diesen zur Teilnahme am aktiven und sozialen Leben zu ermutigen und sein persönliches Verantwortungsbewusstsein zu stärken (s. auch nicht veröffentlichter Verwaltungs​gerichtsentscheid vom 14. Juli 2000 in der Sache A).


2.b)  Die Art und die Höhe der Sozialhilfe werden durch das SHG und dessen Ausführungs​reglement (ARSHG ; SGF 831.0.11) bestimmt sowie - was die materielle Hilfe angeht - durch den Beschluss über die Richtsätze für die Bemessung der materiellen Hilfe nach dem Sozialhilfegesetz (SGF 831.0.12). Nach diesem Beschluss beträgt das soziale Existenzminimum für eine alleinstehende Person monatlich 1'055.- Franken für den Unterhalt, plus die Wohnungskosten (einschliesslich laufende Kosten) und die Kosten der medizinischen Grundversorgung (einschliesslich Kosten für konservierende Zahnbehand​lungen) (s. Art. 1, 2 und 5).


2.c)  Nach Artikel 24 SHG muss, wer materielle Hilfe beantragt, dem Sozialdienst über seine persönlichen und finanziellen Verhältnisse genau Auskunft geben und die für die Abklärung erforderlichen Unterlagen einreichen (Abs. 1). Die materielle Hilfe kann verweigert werden, wenn der Gesuchsteller die für die Abklärung erforderlichen Unterlagen nicht einreicht. Sie kann jedoch einer bedürftigen Person nicht verweigert werden, selbst wenn diese persönlich für ihren Zustand verantwortlich ist (Abs. 2). Der Hilfeempfänger hat dem Sozialdienst jegliche Änderung in seinen Verhältnissen unver​züglich zu melden (Abs. 3).


Die Sozialhilfebehörden sind verpflichtet, das Existenzminimum sicherzustellen, geeig​nete Eingliederungsmassnahmen anzubieten und die besonderen Anstrengungen zur Eingliederung der Sozialhilfeempfänger finanziell zu unterstützen. Jedoch sind sie ver​pflichtet, Kürzungen von Sozialhilfeleistungen ins Auge zu fassen, wenn sie feststellen, dass es an der Bereitschaft zur Mitwirkung fehlt, dass die Person sich zu wenig bemüht oder die Hilfe unrechtmässig bezogen wird. Die Kürzungen dürfen aber das verfassungs​rechtlich geschützte Existenzminimum nicht tangieren. Weigert sich die betroffene Person trotz schriftlicher Erinnerung an die Folgen ihrer Haltung, die nötigen Daten zur Bemessung des Bedarfs zu erteilen, und weckt sie demzufolge den Eindruck, der geltend gemachte Bedarf sei zweifelhaft, so kann das Sozialhilfeorgan beschliessen, die Leistungen einzustellen oder nicht zu gewähren (s. Schweizerische Konferenz für Sozialhilfe, Richtlinien für die Ausgestaltung und Bemessung der Sozialhilfe, 2. Auflage 1998, Kap. A.8.1 und A.8.4). Eine Streichung der Leistungen ist namentlich möglich, wenn die unterstützte Person die Weisungen der zuständigen Behörde nicht befolgt oder wenn sie der Behörde die gewünschten Auskünfte nicht erteilt. Bevor sie jedoch eine Streichung der Leistungen verfügt, muss die Behörde die Auswirkung ihres Entscheids auf die bedürftige Person prüfen. Besteht Grund zur Annahmen, dass die bedürftige Person nicht in der Lage ist, mit eigenen Mitteln für ihren Bedarf aufzukommen, wenn man ihr die Leistungen entzieht, erscheint die Sanktion ungesetzlich. Insbesondere gilt der vollständige Entzug der das absolute Existenzminimum übersteigenden Sozialhilfe als unzulässig, wenn der Sozialhilfeempfänger Weisungen von nur zweitrangiger Bedeutung missachtet oder sich nur in bestimmten Teilbereichen des Haushalts unangemessen verhält. Hingegen ist es bei der Bemessung der Hilfe zulässig, Ausgaben, für die trotz entsprechender Aufforderung der Behörde keine Belege erbracht werden, nicht zu berücksichtigen. Die Streichung oder Kürzung der Sozialhilfeleistungen ist grundsätzlich zu befristen, um dem Empfänger Gelegenheit zu geben, sich erneut kooperativ zu verhalten (s. F. Wolffers, Grundlagen des Sozialhilferechts, 1995, S. 188 ff.).


2.d)  Die Soziahilfegesetzgebung verpflichtet die um Sozialhilfe ersuchenden Personen, sich an der Feststellung des Sachverhalts zu beteiligen. Dies bedingt insbesondere genaue Angaben über die persönliche und die finanzielle Lage, d.h. das Einkommen, das Vermögen, die familiäre Situation und den Gesundheitszustand des Gesuchstellers. Grundsätzlich ist es an der Behörde, die nötigen Dokumente zu bezeichnen, und am Gesuchsteller, sie zu beschaffen. Ist die Person dazu nicht in der Lage, so hat die Behörde die Pflicht, die Hilfeleistung zu erteilen. Die Feststellung des Sachverhalts ist ein Verfahren nach dem Grundsatz der Abklärung, wonach die Behörde für den vollständigen und genauen Nachweis der Tatsachen verantwortlich ist. Die Parteien sind gehalten, den rechtserheblichen Sachverhalt so vollständig wie möglich darzulegen und die Beweis​mittel vorzulegen. Doch ist die Behörde in keiner Weise an das gebunden, was die betroffenen Personen beim Verfahren vorbringen. Sie kann von Amtes wegen weitere Abklärungen vornehmen, wenn sie dies für nötig hält, und die Darstellung des Sach​verhalts durch die Parteien ergänzen (s. Wolffers, S. 116 und 220 f.).


2.e)  Die hiesige Behörde hatte schon Gelegenheit zu bestätigen, dass unter besonderen Umständen in Anwendung von Artikel 24 Abs. 2 SHG eine materielle Hilfe verweigert werden kann, wenn mangels Kooperationsbereitschaft die Bedürftigkeit des Gesuchstellers nicht festgestellt werden kann. Das Gericht präzisierte jedoch, dass es nicht angeht, eine solche Hilfeleistung zu entziehen, wenn der Sozialhilfebedarf festgestellt ist (Verwaltungsgerichtsentscheid vom 28. März 2000 in der Sache M).

3.a)  Im vorliegenden Fall hatte die beklagte Behörde durch die Presse erfahren, dass der Beschwerdeführer als Generalsekretär eines Vereins tätig ist, und nahm im September 2000 eine Neuüberprüfung der Situation vor, wobei sie von der betreffenden Person weitere Informationen verlangte. Sie kam jedoch zur Auffassung, dass der Beschwerde​führer die an ihn gerichteten Fragen nur teilweise beantwortete - was der Beschwerde​führer nicht grundsätzlich zu bestreiten scheint - und sie lehnte es ab Oktober 2000 ab, ihm eine materielle Hilfe zu gewähren, mit der Begründung, durch Verschulden des Beschwerdeführers sei sie nicht in der Lage, dessen Bedürftigkeit nachweislich festzustellen.


Hier sei jedoch daran erinnert, dass der Beschwerdeführer seit 1995 beim Sozialdienst von ... angemeldet war. Seit damals ohne festes Einkommen, übte er einige Temporärbeschäftigungen aus, deren letzte am 30. Juni 1999 endete. Ab diesem Datum wurde ihm eine finanzielle Hilfe zur vollständigen Deckung seines Grundbedarfs gewährt, dies bis zum September 2000. Das von der Sozialkommission erstellte umfangreiche Dossier bescheinigt, dass eine vollständige Abklärung erfolgt war, wonach die Bedürftig​keit des Beschwerdeführers von Juli 1999 bis September 2000 als erwiesen galt. Auch wenn allmonatlich über die Gewährung einer materiellen Hilfe entschieden wird, kann die einmal festgestellte Bedürftigkeit einer Person in der Folge nur aufgrund nachweislicher Tatsachen verneint werden. Anders ist es natürlich, wenn die Bedürftigkeit einer Person noch nicht festgestellt wurde ; in einem solchen Fall ist es der Sozialkommission mangels vollständiger Informationen unmöglich, über einen tatsächlichen Unterstützungsbedarf zu befinden, und wird deshalb im Sinne von Artikel 24 Abs. 2 SHG eine materielle Hilfe verweigert.


3.b)  Im vorliegenden Fall war die beklagte Behörde zu Unrecht der Meinung, mangels genügender Angaben sei sie objektiv nicht in der Lage, die Bedürftigkeit des Beschwerdeführers festzustellen.


4.a)  Zum einen gab der Beschwerdeführer in seiner Stellungnahme vom 11. September 2000 - die er inhaltlich in seiner Einsprache vom 1. November 2000 bestätigte - an, seine Tätigkeit in diesem nicht gewinnorientierten Verein sei rein ehrenamtlich und deshalb ohne Auswirkung auf seine finanzielle Lage, weshalb er es nicht für nötig befunden habe, die Sozialhilfebehörde darüber zu informieren. Diese Aussage ist klar und beantwortet die von der Sozialkommission gestellte Frage. Sie genügt ausserdem in sich selbst und bedingt keine amtliche Vorlage von Beweismitteln ; zudem wird eine ehrenamtliche Tätigkeit in einem Verein im Allgemeinen nicht schriftlich verankert. Wenn die Sozial​kommission eine schriftliche Bestätigung der Vereinsorgane betreffend die Erklärungen des Beschwerdeführers oder - was im Rahmen eines Sozialhilfe-Verfahrens verwunderlich bzw. übertrieben scheint - die Vereinsrechnung hätte verlangen wollen, hätte sie die gewünschten Unterlagen auch genau bezeichnen müssen. Dies hat sie aber trotz der ausdrücklichen Anfrage des Beschwerdeführers nicht getan.


Überdies verweigerte die Sozialkommission dem Beschwerdeführer die Unterhalts​zahlung, um die er schriftlich am 27. September 2000 ersucht hatte. In Anbetracht der besonderen Umstände dieses Falls und im Hinblick auf den Artikel 4 Abs. 2 SHG (wonach die Sozialhilfe namentlich das Gespräch, die Information und Beratung umfasst) stellt diese Verweigerung einen ungerechtfertigten Formalismus dar, beziehungsweise ein Versäumnis der Behörde, die zur Feststellung des rechtserheblichen Sachverhalts nötigen Abklärungen zu tätigen (s. Art. 45 VRG). Selbstverständlich ist die Sozial​kommission nicht gehalten, systematisch allen Anhörungsgesuchen Folge zu leisten. In dem Moment jedoch, als sie ein Element zur Kenntnis nahm, das sie im Zusammenhang mit der Sozialhilfe als massgeblich erachtete, und der Interessierte sich schon schriftlich, aber unvollständig geäussert hatte, hätte die Kommission die Gelegenheit einer Unterredung zwischen ihren Vertretern und dem Beschwerdeführer ergreifen müssen ; sie hätte bei dieser Gelegenheit klar und deutlich ihre Forderungen und Erwartungen ausdrücken, das Verlangen oder die Klagen des Beschwerdeführers anhören und so mit ihm zusammen versuchen können, die Ziele einer positiven Zusammenarbeit neu zu definieren.


Auf jeden Fall geht es nicht an, dem Beschwerdeführer zu unterstellen, er habe sich offensichtlich und ausdrücklich geweigert, die zur Feststellung seiner Bedürftigkeit nötigen Angaben zu erteilen. Demzufolge hat die Sozialkommission ihre Beurteilungsbefugnis missbräuchlich verwendet, indem sie behauptete, sie sei nicht in der Lage, wegen mangelnder Kooperation des Beschwerdeführers dessen Bedürftigkeit festzustellen.


4.b)  Zum anderen sei darauf hingewiesen, dass die Sozialkommission es nicht für nötig hielt, selber die zusätzlichen Abklärungen vorzunehmen, um die von ihr angezweifelten Behauptungen des Beschwerdeführers zu überprüfen. Dabei war sie durchaus berechtigt, sich direkt an den fraglichen Verein zu wenden, um die von ihr benötigten Auskünfte einzuholen (Art. 51 Abs. 1 VRG), was sie ebenfalls nicht getan hat.


Mit anderen Worten, die Sozialkommission verfügte über kein stichhaltiges Element, um die Erklärungen des Beschwerdeführers zu widerlegen ; sie konnte sich deshalb nicht plötzlich und aufgrund blosser Mutmassungen weigern, seine seit Monaten festgestellte Bedürftigkeit anzuerkennen. In einem solchen Fall ist die Verweigerung der minimalen Sozialhilfe nach Artikel 24 Abs. 2 SHG ungesetzlich.


4.c)  Aus den gleichen Gründen konnte die Sozialkommission auch nicht davon ausgehen, dass die Bedürftigkeit des Beschwerdeführers nicht mehr feststehe, da er die Frage, ob er weitere Einkünfte erzielt oder Zuwendungen erhalten habe, ohne sie der Kommission zu melden, nicht ausdrücklich beantwortet habe. Zum einen kann die Stellungnahme des Beschwerdeführers objektiv so verstanden werden, dass sie sich auf alle gestellten Fragen bezieht. Zum anderen gab die Sozialkommission weder dem Beschwerdeführer die Möglichkeit, den Inhalt seines Briefes mündlich zu präzisieren, noch bemühte sie sich selbst um den Nachweis, dass seit September 2000 keine Bedürftigkeit mehr bestehe.

Im Übrigen geht aus den Akten nicht hervor, dass die Sozialkommission über ernsthafte Indizien verfügte, die den Gedanken nahe legten, der Beschwerdeführer sei zu einer erheblichen Summe Geldes gekommen. Die Anschaffung jedenfalls eines alten Autos, dessen Realwert nicht feststeht, stellt kein solches Indiz dar. Man kann auch nicht davon ausgehen, dass das Halten eines Fahrzeugs unvereinbar sei mit der Bedürftigkeit einer Person. Denn dem Empfänger einer materiellen Hilfe bleibt ein Vermögen von maximal 4'000 Franken zur freien Verfügung, das er nach Belieben verwenden kann. Im Übrigen wird die materielle Hilfe für den Unterhalt in Form einer Pauschale ausgerichtet, die der Empfänger frei verwalten kann ; diese Art der Ausrichtung verfolgt genau den Zweck, das persönliche Verantwortungsbewusstsein und die Eigenständigkeit der Einzelperson zu fördern (s. Weisungen Nr. 2 der Gesundheits- und Sozialfürsorgedirektion vom 15. Dezember 2000).


4.d)  Überdies hat der Beschwerdeführer die Fragen der Sozialkommission in seiner Beschwerde vom 5. Dezember 2000 ausdrücklich und in allen Punkten beantwortet ; diese konnte demnach nicht mehr die fehlende Kooperationsbereitschaft des Beschwerdeführers geltend machen, um die Bestätigung seiner Bedürftigkeit abzulehnen.

4.e)  Schliesslich sei noch gesagt, dass die Bemerkung der beklagten Behörde - wonach der Verein in der Lage sein müsse, dem Beschwerdeführer einen Lohn zu zahlen - auf einer puren Annahme beruht und offensichtlich nicht stichhaltig ist. Auch ist nicht zu vergessen, dass der Beschwerdeführer seit Juni 1999 keine Berufstätigkeit ausübte. Nichts in den Akten weist darauf hin, dass die Sozialkommission seit damals dieser Person in irgendeiner Weise geholfen hätte, wieder eine Stelle zu finden, oder ihr einen Eingliederungsvertrag vorschlug (Art. 4a SHG). Unter diesen Umständen kann man dem Beschwerdeführer nicht vorwerfen, seine verfügbare Zeit dem Dienst an dem fraglichen Verein zu widmen, welchen Zweck dieser auch immer verfolgt.


5.a)  Aus allen diesen Gründen kommt die hiesige Behörde zum Schluss, dass die Sozialkommission nicht behaupten konnte, sie könne nicht entscheiden, ob der Beschwerdeführer bedürftig sei, da dieser die zur Abklärung nötigen Auskünfte und Dokumente nicht vorgelegt habe. Im Gegenteil ist anhand der Akten der beklagten Behörde festzustellen, dass sich die Situation des Beschwerdeführers nicht geändert zu haben scheint, zumindest seit Juni 1999. Im Besonderen weist nichts darauf hin, dass er eine bezahlte Erwerbstätigkeit ausübt oder einen in Bezug auf die Sozialhilfe bedeutsame Geldbetrag erhalten hat. Mangels gegenteiliger Beweise ist zu den Akten zu nehmen, dass seine Sekretariatstätigkeit für den Verein Y - die er laut den Vereinsstatuten seit mindestens Januar 1999 ausübt - ehrenamtlich ist. Mit anderen Worten, die beklagte Behörde verfügte über kein ernsthaftes Element, das es ihr erlaubt hätte, die Erklärungen des Beschwerdeführers zu widerlegen, seine seit Monaten festgestellte Bedürftigkeit auf einmal zu leugnen und ihm gestützt auf Artikel 24 Abs. 2 SHG die materielle Hilfe zu verweigern. Demnach muss die Beschwerde gutgeheissen und die Verfügung der beklagten Behörde aufgehoben werden.


5.b)  Eine andere Frage ist jedoch, ob der Beschwerdeführer durch fälschliche oder unvollständige Erklärungen auf ungesetzliche Weise materielle Hilfe bezogen hat oder heute noch bezieht. Sollte sich diese Hypothese - die in diesem Verfahren nicht geltend gemacht wurde - bestätigen, so müsste der Fehlbare nach Artikel 30 Abs. 1 die unrechtmässig bezogenen Beträge rückerstatten. Es ist jedoch Sache der die Rückerstattung einer materiellen Hilfe verlangenden Behörde, festzustellen, dass die Hilfe unrechtmässig bezogen wurde, und die zu diesem Zweck nötigen Abklärungen durchzuführen. Es geht aber nicht an, einer bedürftigen Person allein aufgrund von Zweifeln an der Wahrheit ihrer Erklärungen eine materielle Hilfe zu verweigern.


5.c)  Soweit die hiesige Behörde hiermit die Beschwerde der Sache nach behandelt, wird das Gesuch um eine Änderung der vorsorglichen Massnahmen gegenstandslos, sofern darauf eingetreten werden kann.


5.d)  In Anbetracht des Ausgangs der Beschwerde werden keine Verfahrenskosten erhoben (Art. 133 VRG).


Der obsiegende Beschwerdeführer hat Anspruch auf eine Parteientschädigung für die Kosten, die er zur Vertretung seiner Interessen aufzuwenden hatte (Art. 137 VRG). Der von ihm Beauftragte reichte am 5. Dezember 2001 seine Kostenaufstellung ein. Diesbezüglich sei daran erinnert, dass nur die zur Interessenvertretung nötigen Kosten berücksichtigt werden, unter Ausschluss solcher, die aus Schritten entstanden, welche von der Beschwerdebehörde nicht verlangt wurden.


Der III. Verwaltungsgerichtshof

beschliesst :

1.  Die Beschwerde von XXX wird gutgeheissen.

2.  Es werden keine Verfahrenskosten erhoben.
3.  Eine Entschädigung von Fr. 2'104,90 (Honorare : Fr. 1'860.-, Barauslagen : Fr. 96,25, Mwst. Fr. 148,65) wird Rechtsanwalt ... zugesprochen. Sie geht zulasten der Sozialkommission von ...
4.  Mitteilung :

- an den Beschwerdeführer, über seinen Anwalt ;

- an die Sozialkommission von..., zusammen mit den retournierten Akten ;

- an das Sozialfürsorgedepartement, zur Information.
Givisiez, 6. Dezember 2001


Die Präsidentin


Gabrielle Multone
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